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Einbringer 
Politik   SPD-Fraktion, Fraktion DIE LINKE und PARTEI MENSCH UMWELT 
TIERSCHUTZ, CDU-Fraktion 

 
Gremium Sitzungsdatum Ergebnis 

 

Ausschuss für Bauwesen, 
Klimaschutz, Umwelt, 

Mobilität und Nachhaltigkeit 
(BuK) 

17.01.2023 ungeändert abgestimmt 

 

Hauptausschuss (HA) 30.01.2023 auf TO der BS gesetzt 
 

Bürgerschaft (BS) 23.02.2023 geändert beschlossen 
 

 

Aufhebung des Anschlusszwanges für 
Kleingärten in der Abfallbewirtschaftung 

 
Beschluss: 
 
Die Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald spricht sich für die 
Aufhebung des durch den Kreistag beschlossenen Anschlusszwanges für Kleingärten 
nach Bundeskleingartengesetz in der Abfallwirtschaftssatzung des Kreises 
Vorpommern-Greifswald aus. 
Die Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald fordert alle für 
Greifswald gewählte Mitglieder des Kreistages dazu auf, in der Kreistagssitzung am 
27.02.2023 und ggf. auch in nachfolgenden Sitzungen dem Einwohnerantrag zur 
Aufhebung des Anschlusszwanges zuzustimmen. 
Sollte eine völlige Aufhebung des Anschlusszwanges nicht möglich sein, setzen wir 
uns dafür ein, dass solche Kleingärtner vom Anschlusszwang befreit werden, welche 
in der Gemeinde selbst oder in angrenzenden Gemeinden wohnen und somit ihren 
Müll bereits vor Ort entsorgen können.  
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 
mehrheitlich 0 1 
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